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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
bitte beachten Sie folgendes Statement der stellvertretenden Vorsitzenden der SPD-
Bundestagsfraktion, Bärbel Bas, zur Einigung Tariflöhne in der Pflege: 
 
„Es wird höchste Zeit, dass Pflege flächendeckend nach Tarif bezahlt wird. Ich freue 
mich, dass wir heute die Verhandlungen über Tarifbindung für Pflegelöhne 
abschließen konnten und das Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz 
morgen ins Kabinett gehen kann. 
 
Es war - das zeigt sich heute - richtig, dass Olaf Scholz und Hubertus Heil nach dem 
Scheitern eines allgemeinverbindlichen Tarifvertrages mit dem Pflege-Tariftreue-
Gesetz Druck auf Jens Spahn gemacht haben. Dadurch haben wir jetzt einen Erfolg 
für die Beschäftigten in der Pflege erreicht. Unsere Hartnäckigkeit hat sich gelohnt. 
 
Wenn alle Pflegekräfte künftig nach Tarif bezahlt werden sollen, kostet das mehr. Die 
Leistungen der Pflegeversicherung sind aber grundsätzlich gedeckelt. Das bedeutet, 
dass die höheren Personalkosten ohne die Refinanzierung über die Pflegekassen 
und den Bund auch höhere Eigenanteile bedeuten würden. Schon jetzt überfordern 
aber die Eigenanteile viele Pflegebedürftige und deren Familien. Daher ist die 
Refinanzierung der Tariflöhne über die Pflegekasse und den Bundeshaushalt eine 
gute und gut austarierte Lösung. Ab 2022 stellen wir dazu einen Bundeszuschuss 
zur Pflegeversicherung von jährlich einer Milliarde Euro zur Verfügung. Mit dieser 
Zusage hat Olaf Scholz die Einigung erst möglich gemacht. 
 
Die heutige Vereinbarung ist ein wichtiger erster Schritt. Der nächste Schritt zur 
Entlastung der Familien zu Pflegender müssen die Deckelung der Pflegekosten und 
mittelfristig die Pflegebürgerversicherung sein.  
 
Abgeräumt haben wir auch den Vorschlag des Bundesgesundheitsministers zur 
sogenannten Raster-Psychotherapie, der für Aufregung gesorgt hatte. Auch wir 
halten ihn nicht für zielführend im Sinne der Versorgung der Patientinnen und 
Patienten, und haben einen solchen Eingriff in die Therapiefreiheit abgelehnt. Jens 
Spahn musste seinen Vorschlag deshalb gestern zurückziehen.“ 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 

Luisa Stiebert 
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